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Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg
vom 19.10.1999 sowie die Bescheide der Beklagten vom 23.07.1997 und
23.04.1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.06.1998
abgeÃ¤ndert. Die Beklagte wird verpflichtet, dem KlÃ¤ger auf der Grundlage eines
bereits am 04.10.1995 eingetretenen Leistungsfalls ab 01.11.1995 die gesetzlichen
Leistungen wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren. II. Die Beklagte trÃ¤gt die
HÃ¤lfte der zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist nur noch streitig, ob und ab wann dem KlÃ¤ger
Anspruch auf Versichertenrente wegen BerufsunfÃ¤higkeit (BU) nach Â§ 43
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) zusteht.

Der am 1944 geborene KlÃ¤ger hat vom 04.08.1958 bis 28.02.1962 den Beruf des
Mechanikers erlernt und war anschlieÃ�end berufsentsprechend, zuletzt bei der
Firma S. in L. , versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Ab 04.10.1995 war er
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arbeitsunfÃ¤hig erkrankt.

Auf seinen Antrag vom 14.11.1995 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger ein
medizinisches Reha-Verfahren, das vom 26.03. bis 30.04.1996 in der Klinik B.
durchgefÃ¼hrt wurde. Im Abschlussbericht vom 09.05.1996 wurde der KlÃ¤ger aus
orthopÃ¤discher Sicht zwar als vollschichtig leistungsfÃ¤hig fÃ¼r seine letzte
TÃ¤tigkeit beurteilt, gleichwohl aber wegen einer weiter behandlungsbedÃ¼rftigen
Hypertonie als arbeitsunfÃ¤hig entlassen; gleichzeitig prognostizierten die
KlinikÃ¤rzte, dass der KlÃ¤ger ab Juni 1996 (nach Stabilisierung der
Blutdruckeinstellung) wieder Ã¼ber ein ganztÃ¤giges LeistungsvermÃ¶gen
verfÃ¼gen dÃ¼rfte.

Am 28.04.1997 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die GewÃ¤hrung von
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU) bzw BU.

Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger am 20., 23. und 24.06.1997 in ihrer
Sozialmedizinischen Untersuchungsstelle NÃ¼rnberg auf mehreren Fachgebieten
untersuchen. Nach Beiziehung von Zusatzgutachten des Chirurgen Dr.G. , des
Neurologen Dr.N. und des Internisten Dr.S. mit Langzeitblutdruckmessung,
RÃ¶ntgen-Thorax, EKG sowie umfangreicher Labordiagnostik stellte der Internist
und Nephrologe Prof.Dr.B. in seinem Gutachten vom 07.07.1997 zusammenfassend
folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest: Zustand nach Bandscheibenoperation L4/L5
links mit jetzt nachweisbaren Zeichen von Wurzelirritationen im Bereich der
WirbelkÃ¶rper L5 und S1 links; Neigung zu cervico-cranialem Syndrom bei
degenerativen VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule; metabolisches Syndrom mit
Ã�bergewichtigkeit, Diabetes mellitus, HyperlipidÃ¤mie und arteriellem
Bluthochdruck. Die Zuckerkrankheit des KlÃ¤gers werde medikamentÃ¶s behandelt,
eine entsprechende DiÃ¤t aber nicht eingehalten; die Blutzuckerwerte seien jedoch
ertrÃ¤glich. Der Bluthochdruck werde ebenfalls medikamentÃ¶s behandelt und sei
mit Ausnahme einiger Spitzenwerte befriedigend eingestellt. Unter
BerÃ¼cksichtigung aller erhobenen Befunde sei der KlÃ¤ger auch nach dem im
Oktober 1995 erlittenen Bandscheibenvorfall noch in der lage, kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes vollschichtig zu verrichten.

Die Beklagte lehnte daraufhin mit Bescheid vom 23.07.1997 die GewÃ¤hrung von
Rentenleistungen wegen EU und BU ab. Auf den am 07.08.1997 erhobenen
Widerspruch bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit Teilabhilfebescheid vom
23.04.1998 fÃ¼r die Zeit ab 01.05.1997 Rente wegen BU; wegen der
weitergehenden AnsprÃ¼che hat sie den Widerspruch mit Bescheid vom
23.06.1998 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 15.07.1998 Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG)
erhoben, die mit Urteil vom 19.10.1999 abgewiesen wurde: EU iS des Â§ 44 Abs 2
SGB VI liege beim KlÃ¤ger nicht vor, da alle im Verwaltungs- und Klageverfahren
gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen von dessen vollschichtiger EinsatzfÃ¤higkeit fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes ausgegangen seien. Ob der
KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich unter einem Fibromyalgiesyndrom leide, sei fÃ¼r die Frage
seiner ErwerbsfÃ¤higkeit nicht ausschlaggebend; insoweit komme es vielmehr auf
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die EinschrÃ¤nkung seines LeistungsvermÃ¶gens durch die Gesamtheit der bei ihm
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen an. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Dr.S.
habe aber in seinem Gutachten vom 16.04.1999 und erneut in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 31.08.1999 die vollschichtige Einsetzbarkeit des KlÃ¤gers
bestÃ¤tigt.

Gegen das am 03.11.1999 zugestellte Urteil wendet sich der KlÃ¤ger mit der am
30.11.1999 beim Bayer. Landessozialgericht (BayLSG) eingelegten Berufung: Ã�ber
den Teilabhilfebescheid vom 23.04.1998 hinaus seien die
Anspruchsvoraussetzungen der BU-Rente nicht erst seit April 1997, sondern bereits
ab Beginn seiner dauernden ArbeitsunfÃ¤higkeit am 04.10.1995 erfÃ¼llt. Da die
vom 26.03. bis 30.04.1996 durchgefÃ¼hrte HeilmaÃ�nahme die BU nicht beseitigt
habe, gelte der vorangegangene Reha-Antrag nach Â§ 116 Abs 2 SGB VI als
Rentenantrag. Dem Entlassungsbericht der Klinik B. in S. kÃ¶nne nicht gefolgt
werden, soweit der KlÃ¤ger darin von orthopÃ¤discher Seite als vollschichtig
leistungsfÃ¤hig fÃ¼r seine zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit beurteilt worden sei.
SpÃ¤testens in der zweiten JahreshÃ¤lfte 1999 habe sich sein Gesundheitszustand
durch BandscheibenvorfÃ¤lle im Bereich der Brust- und HalswirbelsÃ¤ule (HWS)
verschlimmert. Rein vorsorglich werde deshalb ein Ã�berprÃ¼fungsantrag nach Â§
44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) gestellt.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 19.10.1999 sowie die
Bescheide der Beklagten vom 23.07.1997 und 23.04.1998 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 23.06.1998 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihm auf der Grundlage eines bereits am 04.10.1995 eingetretenen
Leistungsfalls die gesetzlichen Leistungen wegen BU zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
NÃ¼rnberg vom 19.10.1999 zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger habe in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG NÃ¼rnberg nur die
GewÃ¤hrung von "EU-Rente ab Antragstellung" beantragt. Streitgegenstand des
erstinstanzlichen Verfahrens sei deshalb ausschlieÃ�lich Rente wegen EU gewesen.
Im Ã�brigen hÃ¤tten fÃ¼r die Annahme von BU zum 04.10.1995 keine
medizinischen GrÃ¼nde vorgelegen, so dass die MÃ¶glichkeit der Umdeutung des
Reha-Antrages in einen Rentenantrag gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs 2 SGB VI entfalle.
Ungeachtet dessen wÃ¤re die BU-Rente des KlÃ¤gers ab dem 01.01.1999 wegen
des Zusammentreffens mit Arbeitslosengeld zum Ruhen gekommen (Â§ 95 SGB VI
aF bzw Â§ 313a SGB VI in der vom 01.01.1999 bis 31.12.2000 geltenden Fassung).

In dem vom Senat eingeholten Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.M. vom 20.02.2000
stellte dieser eine nur mÃ¤Ã�ige FunktionseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule
(LWS) des KlÃ¤gers ohne schwerwiegende neurologische AusfÃ¤lle sowie
beginnende VerschleiÃ�erscheinungen der HWS ohne erheblichen Funktionsverlust
und ohne neurologische AusfÃ¤lle fest. Bei der Untersuchung habe sich an der HWS
nur ein unauffÃ¤lliger Befund bei freier Beweglichkeit und ohne neurologische
AusfÃ¤lle ergeben. Gleiches gelte auch fÃ¼r die krankhaften VerÃ¤nderungen im
LWS-Bereich, die lediglich zu einer AbschwÃ¤chung des Achillessehnenreflexes
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gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Weder an den groÃ�en noch an den kleinen Gelenken der
oberen und unteren ExtremitÃ¤ten habe bei der Untersuchung ein pathologischer
Befund erhoben werden kÃ¶nnen; vielmehr seien sÃ¤mtliche Bewegungsmuster
normwertig ausgefallen.

Ein Fibromyalgiesyndrom liege beim KlÃ¤ger nicht vor, da bei der Untersuchung
vom 19.02.2001 nicht einmal einer der erforderlichen elf von 18 mÃ¶glichen tender
points druckschmerzhaft gewesen sei. Er kÃ¶nne deshalb weiterhin leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes im Wechselrhythmus, ohne
monotones Sitzen oder stÃ¤ndiges Stehen und nicht in gebÃ¼ckter KÃ¶rperhaltung
verrichten. OrtsÃ¼bliche Anmarschwege zur ArbeitsstÃ¤tte seien dem KlÃ¤ger
ebenso zumutbar wie die Benutzung eines Pkw oder Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel.
Dagegen kÃ¶nne er die zuletzt ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung als Mechaniker seit
dem Bandscheibenvorfall im Oktober 1995 nicht mehr verrichten.

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 10.08.2001 hat Dr.M. ausgefÃ¼hrt, er
halte es mit der notwendigen gutachterlichen Sicherheit fÃ¼r wahrscheinlich, dass
beim KlÃ¤ger bereits im Jahre 1995 BerufsunfÃ¤higkeit als Industriemechaniker
eingetreten sei. Der Bandscheibenvorfall habe starke, therapieresistente
Beschwerden ausgelÃ¶st, die letztlich 1996 zur Operation gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Es sei
daher bereits ab Oktober 1995 von einem erheblich leistungsbeschrÃ¤nkenden
Beschwerdebild auszugehen, weshalb er die im Entlassungsbericht vom 09.05.1996
getroffene Aussage, der KlÃ¤ger sei aus orthopÃ¤discher Sicht fÃ¼r seine letzte
TÃ¤tigkeit vollschichtig leistungsfÃ¤hig, nicht nachvollziehen kÃ¶nne.

Auf die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten, des AVF NÃ¼rnberg und
des SG wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist form- und fristgerecht eingelegt (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig (Â§ 144 SGG). Der
KlÃ¤ger hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG NÃ¼rnberg vom
19.10.1999 die GewÃ¤hrung einer EU-Rente beantragt. Da der hÃ¶herwertige
Versicherungsfall der EU regelmÃ¤Ã�ig den der BU umfasst und der KlÃ¤ger mit der
Berufung gegen das Urteil des SG NÃ¼rnberg nur noch die Zuerkennung von BU-
Rente ab 04.10.1995 beantragt, stellt dies keine KlageÃ¤nderung iS des Â§ 99 Abs 1
SGG dar.

Das Rechtsmittel erweist sich im Sinne des in der Berufungsinstanz
eingeschrÃ¤nkten Klagebegehrens als begrÃ¼ndet; denn der Versicherungsfall der
BU ist beim KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung des Senats bereits am 04.10.1995 (Beginn
der ArbeitsunfÃ¤higkeit) eingetreten.

Nach Â§ 43 Abs 1 SGB VI haben Versicherte bis zur Vollendung des 65.Lebensjahres
Anspruch auf Rente wegen BU, wenn sie 1. berufsunfÃ¤hig sind, 2. in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der BU drei Jahre Pflichtbeitragszeiten haben und 3. vor
Eintritt der BU die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.
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Nach Â§ 43 Abs 2 SGB VI ist berufsunfÃ¤hig ein Versicherter, dessen
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte
desjenigen eines kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit zu beurteilen ist,
umfasst dabei alle TÃ¤tigkeiten, die seinen KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen
und ihm unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs seiner Ausbildung
sowie seines bisherien Berufes und der besonderen Anforderungen seiner
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen.

Zur Frage der BU hat die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ein
Mehrstufenschema entwickelt, das die BerufstÃ¤tigkeiten in die Leitberufe des
Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw des besonders hoch qualifizierten
Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit einer
Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters (sonstiger
Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit bis zu zwei Jahren) und des
ungelernten Arbeiters unterteilt. GrundsÃ¤tzlich dÃ¼rfen Versicherte im Vergleich
zu ihrem bisherigen Beruf nur auf die nÃ¤chst niedrige Gruppe verwiesen werden
(vgl BSG in SozR 3-2200 Â§ 1246 RVO Nr 45).

Der "bisherige Beruf" des KlÃ¤gers ist nach Auffassung des Senats der eines
gelernten Mechanikers (Facharbeiters). Der KlÃ¤ger war auch zuletzt
berufsentsprechend beschÃ¤ftigt und wurde tariflich als Facharbeiter entlohnt. Die
TÃ¤tigkeit eines Mechanikers kann der KlÃ¤ger nach den AusfÃ¼hrungen des
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.M. , denen sich der Senat anschlieÃ�t, bereits
ab dem 04.10.1995 nicht mehr verrichten. Aufgrund des seit Beginn der
ArbeitsunfÃ¤higkeit am 04.10.1995 beim KlÃ¤ger vorliegenden erheblich
leistungsbeschrÃ¤nkenden Beschwerdebildes, das nach den umfangreichen, von
Dr.M. in die Gesamtbeurteilung einbezogenen Ã¤rztlichen Unterlagen durchaus
glaubhaft ist, halten die AusfÃ¼hrungen im Schlussbericht der Kurklinik S. vom
09.05.1996, wonach der KlÃ¤ger aus orthopÃ¤discher Sicht die zuletzt
versicherungspflichtig ausgeÃ¼bte MechanikertÃ¤tigkeit weiterhin verrichten
konnte, einer kritischen Bewertung nicht stand, weil dafÃ¼r keine schlÃ¼ssige
BegrÃ¼ndung gegeben, insbesondere nicht dargelegt wurde, wie das durch die
BandscheibenvorfÃ¤lle eingeschrÃ¤nkte LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers mit dem
objektiven Belastungsprofil der betrieblichen TÃ¤tigkeit eines Mechanikers in
Einklang zu bringen war. Auch wenn die Bandscheibenoperation erst im Oktober
1996 durchgefÃ¼hrt wurde und das Reha-Verfahren zuvor stattfand, war der
KlÃ¤ger aufgrund der starken und therapieresistenten Beschwerden gleichwohl
bereits seit 04.10.1995 nicht mehr in der Lage, die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
als Mechaniker bei der Firma S. fortzusetzen oder eine vergleichbar qualifizierte
TÃ¤tigkeit aus dem Berufskreis eines gelernten Mechanikers im Bereich der
Industrie oder des Handwerks wettbewerbsfÃ¤hig zu verrichten.

Entgegen der Auffassung der Beklagten steht dieser Feststellung auch die vom
letzten Arbeitgeber des KlÃ¤gers fÃ¼r den Zeitraum vom 03.02. bis 13.02.1997
bestÃ¤tigte TÃ¤tigkeit nicht entgegen; denn es handelte sich hierbei um einen sog
missglÃ¼ckten Arbeitsversuch. Der KlÃ¤ger musste die nach 16-monatiger
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Unterbrechung (ArbeitsunfÃ¤higkeit) wieder aufgenommene TÃ¤tigkeit bereits nach
zehn Tagen erneut abbrechen und hat anschlieÃ�end den ihm noch zustehenden
Jahresurlaub aus dem Jahre 1996 angetreten (38 VA).

Dass der KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum (November 1995 bis April 1997) noch in
der Lage war, eine ihm zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit zu verrichten, wurde
weder von der Beklagten vorgetragen noch ist dies fÃ¼r den Senat ersichtlich.

Die allgemeine Wartezeit fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§ 50 Abs 1 Nr 2 SGB VI) ist erfÃ¼llt; darÃ¼ber besteht
zwischen den Beteiligten kein Streit. ErfÃ¼llt sind auch die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen am 04.10.1995
eingetretenen Leistungsfall der BU. Der aktenkundige Versicherungsverlauf vom
23.04.1998 weist fÃ¼r den Zeitraum vom 01.10.1990 bis 30.09.1995 durchgehend
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r jeweils zwÃ¶lf Monate pro Jahr aus, so dass die erforderliche
Beitragsdichte von 36 Monaten im FÃ¼nfjahreszeitraum vor dem Eintritt der BU
ohne weiteres gegeben ist.

Der Reha-Antrag des KlÃ¤gers vom 14.11.1995 war gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs 2 SGB VI
als Antrag auf Rente wegen BU zu werten, weil der KlÃ¤ger bereits vorher
berufsunfÃ¤hig geworden war und die vom 26.03. bis 30.04.1996 in der Klinik B.
erbrachten medizinischen Leistungen zur Rehabilitation nicht erfolgreich waren;
denn sie haben die BU des KlÃ¤gers weder beseitigt noch (fÃ¼r die Zukunft)
abgewendet. Dem KlÃ¤ger stehen daher Leistungen wegen BU (Rente bzw
Ã�bergangsgeld) von dem Kalendermonat an zu, zu dessen Beginn die
Anspruchsvoraussetzungen erfÃ¼llt waren, mithin ab 01.11.1995, da der
Leistungsfall am 04.10.1995 eingetreten ist und der Leistungsantrag (= Reha-
Antrag) vor dem 31.01.1996 gestellt wurde (Â§ 99 Abs 1 Satz 1 SGB VI).

Die Beklagte war daher unter AbÃ¤nderung des angefochtenen Urteils des SG
NÃ¼rnberg vom 19.10.1999 sowie der entgegenstehenden
Verwaltungsentscheidungen zu verurteilen, dem KlÃ¤ger ab 01.11.1995 die
gesetzlichen Leistungen wegen BU zu gewÃ¤hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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